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Vorwort
Das Umweltrecht ist wie kaum ein anderer Teilbereich des öffentlichen Rechts dem Stand der Technik, den 
Erkenntnissen der Wissenschaft und der Werthaltung der Gesellschaft sowie dem Gestaltungswillen der Poli-
tik unterworfen. Als überwiegend von der Öffentlichkeit getragene Vereinigung ist die VUR deshalb seit über 
dreissig Jahren bemüht, sachlich, aktuell und kompetent über die aktuellen Entwicklungen und den Vollzug 
im Bereich Umweltrecht zu informieren. 

Im Berichtsjahr publizierte die VUR acht Ausgaben der Zeitschrift «Umweltrecht in der Praxis» zu unter-
schiedlichsten Aspekten des Umweltrechts. Sie führte zudem zwei ausgezeichnet besuchte Tagungen zum 
Strassenlärm und zur Luftreinhaltung durch. Mit diesen Dienstleistungen versucht die VUR, das Umweltrecht 
kritisch zu begleiten, um den Vollzug, die Rechtsprechung und die Gesetzgebung zu stärken. Der folgende 
Rückblick auf die wichtigsten Gerichtsentscheide und auf die Gesetzgebung sowie der Jahresbericht bzw. 
die Jahresrechnung bieten auch Gelegenheit, sich für das langjährige Vertrauen des Bundes und der Kantone 
in unsere Arbeit zu bedanken.

Reto Schmid
lic. iur., Rechtsanwalt
Geschäftsführer VUR
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Umweltrecht – Rückblick 2018

I. Gesetzgebung
Bund
Inkraftsetzung 

Im Berichtsjahr wurden verschiedene Erlasse (Ge-
setze, Verordnung mit Bezug zum Umweltrecht) re-
vidiert, besonders zu erwähnen sind:

–– Lärmschutz
Die Lärmschutzverordnung erfuhr Änderungen be-
treffend die Bundesbeiträge für Lärm-Sanierungen 
der Strassen; diese werden bis Ende 2022 verlän-
gert. Die angepasste Verordnung ist am 1. April 
2018 in Kraft getreten (AS 2018 965).

–– Luftreinhaltung
Der Bundesrat genehmigte am 11. April 2018 die 
Revision der Luftreinhaltungs-Verordnung. Bemer-
kenswert und ein Meilenstein in der Schweizer 
Luftreinhaltepolitik ist vor allem der neu eingeführ-
te Immissionsgrenzwert für Feinstaub mit einem 
Durchmesser von weniger als 2,5 Mikrometer (PM 
2.5). Die Revision ist am 1. Juni 2018 in Kraft ge-
treten (AS 2018 1687). 

–– Energierecht
Zur Umsetzung der Energiestrategie setzte der Bund 
das totalrevidierte Energiegesetz vom 30. Septem-
ber 2016 (EnG; SR 730.0) am 1. Januar 2018 in Kraft 
(AS 2017 6839).

	Botschaften
Folgende Botschaften mit Bezug zum Umweltrecht 
zuhanden des Parlaments sind hervorzuheben:

–– RPG-Revision Teil II
Botschaft (BBl 2018 7443) und Entwurf zum Bun-
desgesetz (BBl 2018 7499) zur Teilrevision des 
Raumplanungsgesetzes vom 22. Juni 1979 (RPG; 
SR 700). Mit der zweiten Etappe der Teilrevision 
des Raumplanungsgesetzes sollen insbesondere 
die Bestimmungen über das Bauen ausserhalb der 
Bauzonen aus einer Gesamtsicht weiterentwickelt 
werden, damit sie ihre Funktion, eine zweckmässi-
ge und haushälterische Nutzung des Bodens zu för-
dern und sicherzustellen, optimal erfüllen können. 
	 Den Kantonen soll beim Bauen ausserhalb 
der Bauzonen ein grösserer Gestaltungsspielraum 
eingeräumt werden, ohne dass das grundlegende 
Prinzip der Trennung von Baugebiet und Nichtbauge-
biet tangiert wird. Damit dieser Handlungsspielraum 
genutzt werden kann, muss für Mehrnutzungen ge-
stützt auf einen Planungs- und Kompensationsansatz 
ein Ausgleich geschaffen werden, indem zum Bei-
spiel nicht mehr benötigte Bauten beseitigt werden.

–– USG
Botschaft (BBl 2019 1251) und Entwurf zum 
Bundesgesetz (BBl 2019 1275) zur Änderung des 
USG (Verbot des Inverkehrbringens von illegal ge-
schlagenem Holz) vom 7. Dezember 2018. Mit der 
vorgeschlagenen Ergänzung des USG sollen zwei 
identische politische Vorstösse umgesetzt werden. 
Diese verlangen die Schaffung von rechtlichen Rah-
menbedingungen für die Einführung einer mit der 
Europäischen Holzhandelsverordnung identischen 
Regelung. Der Bundesrat will mit dieser Vorlage 
das USG um die dafür notwendigen Bestimmungen 
ergänzen. Diese sollen es erlauben, Anforderungen 
an das Inverkehrbringen von Holz und Holzerzeug- 
nissen aufzustellen oder das Inverkehrbringen zu 
verbieten. Damit einhergehend soll insbesondere 
eine Sorgfaltspflicht eingeführt werden.

–– Gewässerschutz
Botschaft (BBl 2019 1101) und Entwurf des Bundes-
beschlusses (BBl 2019 1123) zur Volksinitiative «Für 
sauberes Trinkwasser und gesunde Nahrung – Kei-
ne Subventionen für den Pestizid- und den prophy-
laktischen Antibiotika-Einsatz (Trinkwasserinitiati-
ve)» vom 14. Dezember 2018. Mit dieser Botschaft 
beantragt der Bundesrat, diese Volksinitiative Volk 
und Ständen zur Abstimmung zu unterbreiten mit 
der Empfehlung, die Initiative abzulehnen.

	Varia
Der Bundesrat musste sich mit zwei umweltrecht-
lich heiklen neuen Technologien auseinanderset-
zen, wobei er sich zwar zum Vorsorgeprinzip be-
kannte, sich aber nicht grundsätzlich gegen die 
Einführung der Technologien aussprach. So setzte 
der Bundesrat Ende September 2018 eine Arbeits-
gruppe zu den Bedürfnissen und Risiken beim Auf-
bau von 5G-Netzen ein, mit dem Auftrag einen Be-
richt mit Empfehlungen dazu zu verfassen

	 Ebenso sieht sich der Bundesrat infolge der 
neusten Entwicklungen in der Biotechnologie ver-
anlasst, eine risikobasierte Anpassung der Gesetz-
gebung vorzubereiten. Dabei geht es in erster Linie 
um die Möglichkeiten der sog. Genschere (CRISPR/
Cas) mit der das Genom eines Organismus einfa-
cher verändert werden kann. Gemäss einem vielbe-
achteten Urteil des EuGH (EuGH Rs. C-528/16 vom 
25. Juli 2018) müssen solch veränderte Pflanzen 
auch als gentechnisch veränderte Organismen ge-
prüft und gekennzeichnet werden.
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II. Rechtsprechung
Unter der Rubrik «Rechtsprechung» wird auf die 
wichtigsten Entscheide des Bundesgerichts zusam-
menfassend hingewiesen

	USG und Verordnungen
	Lärm

	 – Strassenlärm
Das Bundesgericht befasste sich in zwei Entschei-
den mit dem Strassenlärm. In den Entscheiden 
BGer 1C_11/2017 vom 2. März 2018 (Basel-Stadt) 
und BGer 1C_117/2017 vom 20. März 2018 (Stadt 
Zürich) beurteilte es die Einführung von Tempo-30- 
Zone bzw. -Strecken als rechtmässig. Die Tempo-
Beschränkungen gelten auch auf Hauptverkehrs
achsen als wirkungsvolle und verhältnismässige 
Lärmsanierungsmassnahmen. Es betonte, dass für 
eine wirkungsvolle Einhaltung der Tempovorgaben 
keine baulichen Massnahmen notwendig sind. 
Ebenso wies es daraufhin, dass die Gewährung 
von Erleichterungen nur als ultima ratio in Frage 
kommt. Das Bundesgericht folgt damit der Recht-
sprechung in 1C_508/2014 (Stadt Zug). Mit Ablauf 
der Strassenlärmsanierungsfrist für Kantons- und 
Gemeindestrassen haben diese Entscheide grosse 
praktische Auswirkungen auf den Vollzug (URP 
2018 641 und 660).

	 – Alltags- und Freizeitlärm
Im Entscheid BGer 1C_293/2017 vom 9. März 2018 
musste sich das Bundesgericht mit Lärm eines Res-
taurationsbetriebs mit Aussenbestuhlung in der 
Stadt Zürich auseinandersetzen. Das Restaurant 
wollte 75 neue Sitzplätze in einem Innenhof im 
Bereich der Langstrasse Zürich anbieten. Die Vor
instanzen prüften lediglich Massnahmen nach dem 
Vorsorgeprinzip. Auf Grundlage der Empfehlungen 
des Fachverbandes Cercle bruit kam das Bundes-
gericht dagegen zum Schluss, dass die Planungs-
grenzwerte und allenfalls sogar die Immissions-
grenzwerte überschritten wurden. Ist letzteres der 
Fall, wären Erleichterungen ausgeschlossen (URP 
2018 283, S. 323).

Im Entscheid BGer 1C_252/2017 vom 5. Okto-
ber 2018 befasste sich das Bundesgericht mit den 
Lärmimmissionen einer bestehenden Sportanlage 
in Herrliberg ZH und insbesondere mit der Frage, 
ob von einer Neuanlage im Sinne von Art. 25 USG 
auszugehen ist, sprich, ob die Planungswerte oder 
die Immissionsgrenzwerte einzuhalten sind. Es 
konnte diese Frage schliesslich offenlassen, da es 
in der Einzelfallbeurteilung unter Anwendung der 
Vollzugshilfe des BAFU nicht von einer erheblichen 

Störung durch den Spiel- und Trainingsbetrieb aus-
ging. Damit bestätigte es das Benützungsreglement 
der Gemeinde, welches lärmbetroffene Anwohner 
angefochten haben (URP 2019 66).

	 – Belastungsgrenzwerte
Seit längerem ist das BAFU daran, die Lärmbe-
lastungsgrenzwerte zu überprüfen und allenfalls 
störungsgerechte Grenzwerte vorzuschlagen. Das 
Bundesgericht weist in zwei Entscheiden auf die 
Dringlichkeit hin. Im Entscheid BGer 1C_104/2017 
vom 25. Juni 2018 befasste sich das Bundesgericht 
mit dem durch den geplanten Doppelspurausbau 
verursachten Eisenbahnlärm. Es schützte den sog. 
Schienenbonus und die Beurteilung von Eisenbahn-
lärm anhand von Mittelungspegeln (URP 2018 679). 
Im Entscheid BGer 1C_547/2017 vom 16. Mai 2018 
mit Fluglärm durch Kampfjets bekräftigt das Bun-
desgericht seine Kritik an den auf Mittelungspegeln 
beruhenden Belastungsgrenzwerten für die Nacht 
und die Tagesrandstunden, wollte aber der eingelei-
teten Überprüfung nicht vorgreifen (URP 2018 352).

	Altlasten
Im BGE 144 II 332 vom 11. Juni 2018 hatte das Bun-
desgericht erstmals die Gelegenheit, die Frage zu 
klären, wer den Kostenanteil des Zustandsstörers, 
der sich zu befreien vermag, übernimmt. Es hielt 
fest, dass dieser Kostenanteil dem Verursacher und 
nicht dem Kantone oder Gemeinde aufzuerlegen ist. 
Weiter musste sich das Bundesgericht mit der Haf-
tungsquote des Zustandsstörers auseinandersetzen 
und kam zum Schluss, dass für die Bestimmung 
des Kostenanteils die Vermögensverhältnisse nicht 
berücksichtigt werden dürfen. Es ist einzig darauf 
abzustellen, ob die Zustandsstörer einen wirtschaft-
lichen Vorteil aus der Belastung bzw. der Sanierung 
des Deponiegrundstückes erhalten (haben).

Im Entscheid BGer 1C_282/2016 vom 21. Februar 
2018 wies das Bundesgericht davon hin, dass der 
Inhaber eines Grundstückes, welches erst mit dem 
baulichen Eingriff sanierungsbedürftig wird, keine 
Kostenverteilungsverfügung für Sanierungskos-
ten verlangen kann. Dagegen können Kosten von 
Untersuchungs- und Überwachungsmassnahmen 
geltend gemacht und dem Verhaltensverursacher 
auferlegt werden. Das Bundesgericht konnte auch 
klären, dass die Ausfallhaftung nicht zum Zug 
kommt, wenn alle Verursacher ermittelt werden 
können, aber eine Unsicherheit betreffend die Zu-
rechnung der Anteile besteht. Damit die Ausfallkos-
ten der Gemeinde auferlegt werden können, so das 
Bundesgericht weiter, ist auch eine entsprechende 
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kantonalrechtliche Grundlage zwingend erforder-
lich (URP 2018 399).

	 Nichtionisierende Strahlung und  
	 Lichtimmissionen

Im Vergleich zu früheren Jahren – aber vor der In-
betriebnahme der 5G Technik – waren höchstrich-
terliche Entscheide zu Mobilfunkanlagen weiter 
abnehmend. Zwei Beschwerden sind besonders 
hervorzuheben, bei denen das Bundesgericht der 
Frage nach gehen musste, welche Belastungsgrenz-
werte für Mauersegler (BGer 1C_579/2017 vom 18. 
Juli 2018 = URP 2018 710) und Gärtnereipflanzen 
(BGer 1C_254/2017 vom 5. Januar 2018 = URP 
2018 717) gelten. Da die NISV auf den Schutz von 
Menschen und nicht von Tieren oder Pflanzen zu-
geschnitten sind, sind die Belastungsgrenzwerte im 
Einzelfall nach dem Stand der Wissenschaft und 
der Erfahrung zu klären. In beiden Fällen kam das 
Bundesgericht zum Schluss, dass es keinen wissen-
schaftlichen Nachweis gebe, dass es bei Mauerseg-
lern bzw. Gärtnereipflanzen eine besondere Emp-
findlichkeit für elektromagnetische Wellen gibt.
	 Hervorzuheben ist in diesem Zusammen-
hang auch ein Entscheid zum Infraschall durch eine 
geplante Windkraftanlage in Grenchen SO (BGer 
1C_677/2017 vom 20. April 2018), in welchem das 
Bundesgericht eine wissenschaftliche und statis-
tische Evidenz für nachteilige Auswirkungen des 
Infraschalls auf die menschliche Gesundheit ver-
neinte (URP 2018 721).

	Gewässerschutz
	 – Revitalisierung
Da zur Revitalisierung von Gewässern oft Frucht-
folgeflächen (FFF) benötigt werden, war der Ent-
scheid BGE 145 II 11 vom 19. November 2018 zu 
diesem Zielkonflikt von grosser Bedeutung. Ge-
mäss Bundesgericht lässt das im Gewässerschutz-
gesetz (GSchG) festgelegte Ziel der Durchführung 
von Revitalisierungen keinen Raum für eine Inte
ressenabwägung. Deshalb hängt die Bewilligungs-
fähigkeit des Revitalisierungsprojekts nicht von 
einer mit dem Projekt koordinierten Kompensation 
von FFF ab. Vielmehr ist in einer den ganzen Kan-
ton umfassenden Gesamtschau zu prüfen und zu 
ermitteln, wie und wo die Flächen kompensiert 
werden können (UR 2019 49).

	 – Festlegung des Gewässerraums
Die Anwendung der Bestimmungen des Gewässer-
raums beschäftigte das Bundesgericht im Entscheid 
BGer 1C_289/2017 vom 16. November 2018. Es 
lies zunächst durchblicken, dass eine bloss gene-
rell-abstrakte Gewässerraumfestlegung mit dem 
Bundesrecht kaum vereinbar ist. Das Bundesgericht 

konnte auch offen lassen, ab welchem Zeitpunkt 
der übergangsrechtliche Gewässerraum abgelöst 
wird. Konkret äusserte sich das Bundesgericht 
dazu, dass eine Gemeinde bei einer Nutzungspla-
nung keine Vorkehrungen treffen darf, die den bun-
desrechtlichen Vorschriften zuwider laufen. Der 
Kanton kann im Rahmen des Genehmigungsverfah-
rens sogar Auflagen zur Festlegung bundesrechts-
konformer Uferschutzzonen machen. Die Gemein-
den sind auch geboten, die Voraussetzungen für die 
Anpassung des Gewässerraums im dicht überbau-
ten Gebiet konkret und parzellenscharf darzulegen 
(URP 2019 51).

	 – Einleitung unverschmutzten Abwassers 
Im Entscheid BGer 1C_505/2017 vom 15. Mai 2018 
ging es vorab um die Baubewilligungspflicht eines 
Schneeablagerungsstandorts angrenzend an den 
Sihlsee und an einen Gewässerschutzbereich Au. 
In diesem Grenzfall verneinte das Bundesgericht 
eine solche Pflicht, wies aber auf die rechtlich ge-
botenen Kontrollhandlungen der Behörden und 
zusätzlich auf die gewässerschutzrechtliche Be-
willigungspflicht wegen Einleitung unverschmutz-
ten Abwassers in ein Oberflächengewässer hin 
(URP 2018 528).

	Natur- und Landschaftsschutz
	 – Naturschutz
Der bewegten Geschichte der bernischen Uferweg-
planung setzte das Bundesgericht am Wohlensee ei-
nen Schlussstrich. Im Entscheid BGer 1C_539/2017 
(BGE-Publikation vorgesehen) kam es in einer um-
fassenden Interessenabwägung zum Schluss, dass 
das öffentliche Interesse an einer ufernahen Weg-
führung das gewichtige Naturschutzinteresse und 
private Eigentumsrechte nicht aufzuwiegen ver-
mag. Der geplante Weg hätte einerseits ein Wasser- 
und Zugvogelreservat von nationaler Bedeutung 
erheblich beeinträchtigt und andererseits zu erheb-
lichen Eigentumsbeschränkungen bei den privaten 
Anstössern geführt (URP 2019 22).

	 – Landschaftsschutz
Das Bundesgericht stoppte im Entscheid BGer 
1C_405/2016 vom 30. Mai 2018 die Installation 
einer Solaranlage auf drei schwimmenden Inseln 
im Neuenburgersee, welche lediglich auf einer 
raumplanungsrechtlichen Ausnahmebewilligung 
beruhte. Es anerkannte, dass das Vorhaben we-
gen erheblichen Auswirkungen auf Natur- und 
Landschaftsschutz einer Planungspflicht unterliegt 
(URP 2018 537).
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Jahresbericht 2018

I. 	 Die Vereinigung 

Vereinszweck 
Die Vereinigung für Umweltrecht VUR wurde  
1985 gegründet und versteht sich als 
gesamtschweizerische Informationsplattform  
in Fragen des Umweltrechts. 

Das Umweltrecht umfasst die verschiedenen Erlasse 
des Bundesumweltrechts (Umweltschutzgesetz, 
Gewässerschutzgesetz, Gentechnikgesetz, CO2-Ge-
setz, Natur- und Heimatschutzgesetz, Waldgesetz, 
Jagdgesetz, Bundesgesetz über die Fischerei, Bun-
desgesetz über den Wasserbau). Als überwiegend 
von der Öffentlichkeit getragene Vereinigung ist die 
VUR bemüht, sachlich, aktuell und kompetent über 
die aktuellen Entwicklungen und den Vollzug im 
Bereich Umweltrecht zu informieren. 

Die Vereinigung für Umweltrecht VUR ist be-
strebt, Fachleuten aus Bund, Kantonen und Ge-
meinden sowie aus der Privatwirtschaft ein breit 
gefächertes Programm zur Information und Weiter-
bildung im Bereich des schweizerischen Umwelt-
rechts zu bieten. Unsere Dienstleistungen sind: 
–– die rechtswissenschaftliche und rechtspolitische 
Behandlung von Umweltthemen in Aufsätzen 
und Referaten,  

–– die Verbreitung und wissenschaftliche Kritik um-
weltrechtlicher Entscheide von Gerichten und 
oberen Verwaltungsinstanzen,  

–– die gedankliche Durchdringung von Vollzugsfra-
gen und -problemen und die Erarbeitung ange-
messener Lösungen,  

–– Hinweise auf die umweltrechtliche Rechtsetzung 
des Bundes (inkl. Staatsverträge), Vollzugshilfen 
und Berichte der Bundesverwaltung und die Lite
ratur zum schweizerischen sowie zum interna-
tionalen und ausländischen Umweltrecht,  

–– die Bekanntgabe der wichtigsten Rechtsetzungs-
projekte und Entscheide im Europäischen Um-
weltrecht unter spezieller Berücksichtigung der 
Bedürfnisse des schweizerischen Adressatenkrei-
ses. 

Unsere Informationen stellen wir folgendermas-
sen zur Verfügung:  
–– Publikation der Fachzeitschrift «Umweltrecht in 
der Praxis URP»,  

–– Durchführung von Tagungen zu aktuellen um-
weltrechtlichen Themen und  

–– Nachbearbeitung und Bereitstellung von um-
weltrechtlich relevanten Informationen.

Vorstand
Der Vorstand ist das Steuerungs- und Kontrollorgan 
der VUR. Er ist mit Vertreterinnen und Vertretern 
aus Verwaltung, Justiz, Wissenschaft, Beratung und 
Wirtschaft sowie nach Sprachregionen ausgewogen 
zusammengesetzt und wurde an der Mitgliederver-
sammlung vom 14. Juni 2018 in Solothurn teilweise 
erneuert. Für Matthias Hauser, welcher statutenge-
mäss nach sechs Jahren ausgeschieden ist, wurde 
Thomas Stirnimann, stellvertretender Geschäftsfüh-
rer der KBNL, neu als Mitglied in den Vorstand auf-
genommen. Alle anderen Vorstände wurden in ihrer 
Funktion bestätigt (Stand MV 2018). Der Vorstand 
trifft sich in der Regel zwei Mal jährlich. Er befasste 
sich neben seiner Kontrollzuständigkeit insbeson-
dere mit der Digitalisierung der VUR-Dienstleistun-
gen und mit neuen Tagungsformaten.

Beirat 
Der Beirat ist ein «Unterstützungsgremium» der 
VUR und setzt sich aus bekannten und verdien-
ten Persönlichkeiten zusammen. Als solches steht 
er der VUR mit Ideen, Beziehungen und der Ver-
mittlung von Referentinnen und Referenten sowie 
von Autorinnen und Autoren bei. Der Vorstand 
ist bemüht, den Kontakt zum Beirat regelmässig  
zu pflegen. 
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Mitgliederversammlung 
Die Mitgliederversammlung ist das höchste Organ 
der VUR. Die Mitgliedschaft steht allen an der Er-
füllung des Vereinszwecks interessierten Personen 
und Institutionen offen. Die letzte Mitgliederver-
sammlung fand am 14. Juni 2018 in Solothurn statt, 
anlässlich welcher u. a. der Jahresbericht und die 
Jahresrechnung 2017 angenommen und neue Vor-
standsmitglieder gewählt wurden. 

Geschäftsstelle 
Die Geschäftsstelle ist verantwortlich für die Re-
daktion der Zeitschrift «URP», die Organisation 
der Tagungen sowie die strategische Planung und 
Finanzplanung der Vereinigung. Sie bemüht sich 
um einen einwandfreien Informationsaustausch 
zwischen dem Vorstand und der Redaktionskom-
mission oder Dritten. 

Redaktionskommission 
Die Redaktionskommission berät die Geschäfts-
stelle bezüglich des Inhalts sowie der Gestaltung 
der Zeitschrift «URP» und setzt sich für die wis-

senschaftliche Qualität der Zeitschrift ein. Die 
ausgewiesenen Umweltjuristinnen und -juristen 
steuern jeweils wertvolle fachliche Hinweise bei 
und leisten einen sehr wichtigen Beitrag, u. a. in 
der Herstellung der Kontakte zu namhaften Auto-
rinnen und Autoren, zur inhaltlichen Qualität von 
URP sowie zur Informationsübergabe im Hinblick 
auf relevante Entwicklungen im Umweltrecht. Die 
Redaktionskommission trifft sich in der Regel zwei 
Mal jährlich. Im Berichtsjahr hat sie sich im Januar 
sowie im September getroffen, um die verschiede-
nen URP-Arbeiten zu besprechen und zu koordi-
nieren. Anlässlich dieses Treffens wurden u. a. die 
zu publizierenden Aufsätze und Rezensionen zu-
sammengetragen und die an sie inhaltlich gestell-
ten Anforderungen diskutiert. Die Kommission ver-
abschiedete Veronika Huber-Wälchli und dankte 
ihr für ihre eminente Arbeit im Umweltrecht in den 
letzen 27 Jahren. Auch Prof. Arnold Marti hat 2018 
seinen Rücktritt auf Mitte 2019 angekündigt. Für 
die Neubesetzung bestätigte der Vorstand auf An-
trag der Redaktionskommission Kathrin Dietrich, 
Richterin, Bundesverwaltungsgericht, und Michael 
Bütler, Rechtsanwalt, Zürich.

II. 	 Tätigkeiten der VUR 

Zeitschrift «Umweltrecht in der Praxis URP» 
«Umweltrecht in der Praxis URP» ist die  
massgebende Fachzeitschrift im schweizerischen 
Umweltrecht. Sie dient der Vermittlung der 
Rechtsprechung, Lehre, Literatur und Gesetzgebung  
an alle Akteure im Umweltbereich. 

Die Fachzeitschrift «Umweltrecht in der Praxis 
URP» erscheint in der Regel acht Mal jährlich. Die 
Zeitschrift ist in Papierform und als E-Paper (pdf) 
erhältlich. Darin erscheinen zahlreiche Gerichts-
entscheide auf Bundes- und Kantonsebene sowie 
Beiträge zum Umweltrecht (Rubriken «Entschei-
de», «Leitartikel», «Forum»), Rezensionen zu ak-
tuellen umweltrechtlichen Publikationen aus dem 
In- und Ausland (Rubrik «Literatur») sowie Infor-
mationen über Gesetzgebung, Richtlinien, Berichte, 
Literatur zum nationalen und internationalen Um-
weltrecht (Rubrik «Neuigkeiten»). Vier Mal jähr-
lich erscheint die von Sebastian Heselhaus, Prof. 
Dr. iur., M.A, Universität Luzern, verfasste Rubrik 
«Europa-Fenster», welche rechtliche Entwicklun-

gen in Europa verfolgt und ihre Auswirkungen für 
das Schweizer Umweltrecht beobachtet. Neben-
bei erscheint URP auch als Tagungsheft, worin 
die Vorträge der Referierenden unserer Tagun
gen abgedruckt werden. Die Rubriken «Europa- 
Fenster» und «Neuigkeiten» sind auf der Web-
site unter www.vur-ade.ch > Rubrik «URP/DEP»  
frei abrufbar. 
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Abonnemente / Auflage
Der Abonnement-Bestand ist stabil; es ist eine Zu-
nahme der Online-Abos und eine stärkere Benüt-
zung von URP über Swisslex festzustellen. Die VUR 
geht erfahrungsgemäss davon aus, dass die Fach-
zeitschrift einen Interessentenkreis von 2000 bis 
3000 Leserinnen und Leser hat.
Bezug Heft/Online: 
–– 617 Adressen erhielten URP in der Papierversion  
–– 327 Adressen erhielten URP in der Onlineversion 

Auflage: 700 bis 1000 (bei sog. Tagungsheften)

Inhalt
URP ist im Berichtsjahr achtmal erschienen; mit fol-
gendem Inhalt:

Gerichtsentscheide
In URP sind folgende Gerichtsentscheide publiziert 
worden:
–– URP 1 enthält diverse Entscheide zu den Themen 
«Natur- und Heimatschutz; Anforderungen an die 
Interessenabwägung für ein Abweichen von der 
ungeschmälerten Erhaltung eines ISOS-Objekts»; 
«Luftreinhaltung; Geruchsimmissionen durch 
eine Rindviehstallung mit Auslauf»; «Siedlungs
abfall; Schliessung der Kehrichtsammelstelle einer 
Gemeindefraktion; Rechtsweggarantie»; «Altlas-
ten; Löschung eines Katastereintrages: objektive 
Beweislast; Voraussetzungen für einen Bagatell-
fall»; «UVP-Pflicht; Ermittlung des Schwellen-
wertes – Gesamtbetrachtung von Wasserbauplan 
mit zusammenhängenden Planungen; Koordina-
tion der Genehmigung von Wasserbauplan mit 
Genehmigung nach Stauanlagengesetz; Umfang 
und Grenzen der Koordination bei gestaffelten 
Wasserbauvorhaben»; «Abwasser; Reduktion der 
Anschluss- und Verbrauchsgebühren durch einen 
öffentlich-rechtlichen Vertrag; Frage der Recht-
mässigkeit mit Blick auf einen Grosseinleiterbe-
trieb».

–– URP 3 enthält Entscheide zu den Themen «Be-
schwerderecht der Organisationen nach NHG; 
Verfahren der Überprüfung von Pflanzenschutz-
mitteln» (mit einer Anmerkung der Redaktion); 
«Natur- und Landschaftsschutz; Verlängerung 
von Verträgen über den Betrieb eines Camping-
platzes in Schutzgebieten» (mit einer Anmerkung 

der Redaktion); «Jagdgesetzgebung; Inkraftset-
zung eines neuen Wintersport-Routennetzes in ei-
nem eidgenössischen Jagdbanngebiet» (mit einer 
Anmerkung der Redaktion); «Jagdrecht; Recht-
mässigkeit der «Sonderjagdinitiative»; Regulie-
rung der Wildbestände»; «Gewässerschutz und 
Nutzbarmachung der Wasserkräfte; Erneuerung 
einer Konzession für ein Kleinwasserkraftwerk – 
Anfechtbarkeit eines Zwischenentscheides und 
Planungspflicht auf Stufe Nutzungsplanung»; 
«Gewässerschutz; Erstellung einer Gartenanla-
ge in einer Grundwasserschutzzone S1 und S2; 
Wegfall des öffentlichen Interesses an einer Zone 
S1; Ausnahme vom Verbot von Anlagen in einer 
Zone S2». 

–– URP 4 enthält Entscheide zu den Themen 
«Lärmschutz; vorsorgliche Emissionsbegren-
zung; nächtlicher Viertelstundenschlag einer 
Kirchenglocke» (mit einer Anmerkung der Re-
daktion); «Alltags- und Freizeitlärm; Lärm eines 
Restaurationsbetriebs mit Aussenwirtschaft»; 
«Lärmschutz bei Neubauten; Unzulässigkeit der 
Lüftungsfensterpraxis – Präzisierung der An-
forderungen an eine Ausnahmebewilligung»; 
«Fluglärm; Abweichen von den geltenden Im-
missionsgrenzwerten im Einzelfall; Verzicht auf 
provisorische Schallschutzmassnahmen»; «Flug-
lärm durch Kampfjets; analoge Anwendung der 
Belastungsgrenzwerte und Berechnungsmetho-
den für Militärflugplätze».

–– URP 5 enthält Entscheide zu den Themen «Alt-
lasten; Kostenverteilung; Übergang der Unter-
suchungskosten auf den Nachfolgebetrieb von 
Verhaltensverursachern»; «Altlastenrecht; feh-
lender Sanierungsbedarf; Kostentragungspflicht 
für Untersuchungs- und Überwachungsmassnah-
men bei zusammenwirkenden Teilursachen; Un-
sicherheit der zuzurechnenden Anteile zwischen 
Mitverursachern»; «VASA-Abgeltungen; keine 
Kürzung abgeltungsberechtigter Massnahmen-
kosten aufgrund der militärischen Nutzung einer 
zivilen Schiessanlage»; «Altlasten; Kostenvertei-
lung; Berücksichtigung zivilrechtlicher Ansprü-
che und des wirtschaftlichen Interesses; vertei-
lungsfähige Kosten»; «Gewässerschutz; Verzicht 
auf Festlegung des Gewässerraums – Beurteilung 
einer kantonalen Fachplanung und abstrakte 
Normenkontrolle einer generell-abstrakten Rege-
lung im kommunalen Recht«; «Gewässerschutz; 
Festlegung des Gewässerraums – konkrete Nor-
menkontrolle einer generell-abstrakten Regelung 
im kantonalen Recht»; «Gewässerschutz; Kana-
lisationsanschlussgebühr für einen Industrie-
betrieb mit geringen Abwassermengen»; «UVP-
Pflicht eines Einkaufszentrums».
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–– URP 6 enthält Entscheide zu den Themen «Alt-
lasten; Kostenverteilung bei Befreiung des Zu-
standsstörers; Bemessung der Haftungsquote der 
Standortinhaber»; «Gewässerschutz; Baubewilli-
gungspflicht für einen Schneeablagerungsplatz»; 
«Gewässer- und Landschaftsschutz; Planungs-
pflicht für eine Solaranlage auf schwimmenden 
Inseln im Neuenburgersee»; «Gewässerschutz; 
Offenlegung eines Bachs in einem Gefahrenge-
biet»; «Lärmschutz; Einschränkung der Betriebs-
zeiten als vorsorgliche Emissionsbegrenzung bei 
Industrie- und Gewerbeanlagen»; «Aarhus-Kon-
vention – Öffentlichkeitsprinzip; Anspruch auf 
Einsicht in Bericht zur Altlastenuntersuchung». 

–– URP 7 enthält zwei Entscheide zu den Themen 
«Strassenverkehrslärm, Verhältnismässigkeit der  
Massnahme Tempo 30 auf einem verkehrsorien
tierten Strassenabschnitt» und «Strassenverkehrs
lärm; Voraussetzungen für die Anordnung der 
Massnahme Tempo 30».

–– URP 8 enthält die Entscheide zu den Themen 
«Altlastenrecht; Kosten für Entsorgungsmass-
nahmen bei nicht sanierungsbedürftigen, belas-
teten Standorten – «Inhaber des Grundstücks»; 
«Lärmschutz; Eisenbahnlärm – Beurteilung ei-
nes Doppelspurausbaus»; «Landschaftsschutz; 
Bau und Betrieb einer Bahnfunkanlage in un-
mittelbarer Nähe zu einem ISOS-Objekt bzw. 
zu einem BLN-Gebiet»; «Naturschutz; Schaden 
am Waldboden sowie an Hoch- und Flachmoor-
gebieten von nationaler Bedeutung; Zulassung 
der Grundeigentümerin als Privatklägerin im 
Strafverfahren»; «Mobilfunkanlage; kein hö-
herer Schutzstandard für Mauersegler als für 
Menschen»; «Mobilfunkanlage; Anlagebegriff; 
Mitberücksichtigung bestehender Antennen zu 
einer Antennengruppe»; «Mobilfunkanlage; vor-
sorgliche Emissionsbeschränkungen zum Schutz 
von Pflanzungen»; «Bau einer Windkraftanlage; 
Infraschall, Beschwerdelegitimation»; «Natur-
schutz, Verhältnismässigkeit eines Eingriffs in 
einen Biberlebensraum» (mit einer Anmerkung 
der Redaktion).

Redaktionelle Anmerkungen
–– Daniela Thurnherr, Prof. Dr. iur., LL. M., Juris-
tische Fakultät der Universität Basel: «Beschwer-
derecht der Organisationen nach NHG; Verfahren 
der Überprüfung von Pflanzenschutzmitteln»; 
BGer, 12. Februar 2018 (URP 2018 214); «Natur- 
und Landschaftsschutz; Verlängerung von Ver-
trägen über den Betrieb eines Campingplatzes 
in Schutzgebieten» (Gampelen BE); VerwGer, 
8. Dezember 2017 (URP 2018 232); «Jagdgesetz-

gebung; Inkraftsetzung eines neuen Winter-
sport-Routennetzes in einem eidgenössischen 
Jagdbanngebiet» (Grindelwald BE); VerwGer BE 
vom 17. Januar 2018 (URP 2018 245).

–– Anne-Christine Favre, Prof. Dr. iur., Université 
de Lausanne: «Lärmschutz; vorsorgliche Emis-
sionsbegrenzung; nächtlicher Viertelstunden-
schlag einer Kirchenglocke» (Wädenswil ZH); 
BGer, 13. Dezember 2017 (URP 2018 319); 

–– Peter M. Keller, Prof. Dr. iur., Fürsprecher, Ver-
waltungsrichter, Verwaltungsgericht des Kantons 
Bern: «Naturschutz, Verhältnismässigkeit eines 
Eingriffs in einen Biberlebensraum» (Buchegg 
SO); BGer, 21. März 2018 (URP 2018 732)

Leitartikel
–– URP 2018 173: «Le statut de l’air en droit – Per-
spectives de droit suisse et de droit internatio-
nal» von Thierry Largey, Dr. en droit / Biologis-
te, Chargé de cours en droit de l’aménagement 
du territoire Université de Lausanne, Faculté de 
droit, des sciences criminelles et d’administra-
tion publique, Centre de droit public. Im Rah-
men seiner Dissertation hat sich der Autor mit 
der Rechtsstellung der Luft auseinandergesetzt. 
Er ist der Frage nachgegangen, was Luft aus 
rechtlicher Sicht ist und hat dabei diese natür-
liche Ressource ganzheitlich, aber auch unter 
Berücksichtigung aller Aspekte, die diese kenn-
zeichnen, betrachtet: Ein Volumen oberhalb der 
Erdoberfläche, die Atmosphäre; Stoff, welcher in 
diesem Volumen enthalten ist, die Luftgase; eine 
Naturkraft, die mit der Bewegung dieses Stoffes 
verbunden ist, den Wind. Die Studie folgt einem 
funktionalen Ansatz, der an die Ökosystemleis-
tungen der Luft knüpft, und berücksichtigt die 
juristischen Herausforderungen, die sich aus den 
vielfältigen Nutzungen der Luft ergeben, insbe-
sondere die Entwicklung der Windenergie für 
die Stromerzeugung, die Kohlenstoffabscheidung 
und -speicherung im globalen Kontext der Ver-
minderung von Treibhausgasemissionen oder die 
vermehrte Nutzung des Luftraums durch Luft-
fahrzeuge und andere Flugkörper.
	

–– URP 2018 283: «Paramètres généraux de répar-
tition des frais d’investigation, de surveillance et 
d’assainissement des sites pollués: état de la pra-
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tique et de la jurisprudence en droit suisse» von 
Isabelle Fellrath, Dr. en droit, LL.M, avocate, 
BROWN&PAGE, Genève Chargée d’enseignement 
à l’EPFL. Dieser Beitrag untersucht die Grund-
sätze und Kriterien zur Verteilung der Kosten für 
die Untersuchung, die Überwachung und / oder 
die Sanierung belasteter Standorte zwischen 
den «Störern», die sich in der verwaltungsge-
richtlichen Rechtspraxis unter Anwendung von 
Art. 32d USG entwickelt haben. Er untersucht (i) 
die Grundsätze und die Bestimmung des Verur
sacher- (oder Zusatz-)anteils der jedem «Störer» 
anrechenbaren Haftung und (ii) die die Zuwei-
sung dieser Kosten an jeden haftbaren «Störer» 
bestimmenden Parameter sowie die Höchstgren-
zen und die Umstände, die eine Reduktion oder 
Befreiung der für diese Kosten bestehenden Haf-
tung rechtfertigen können. 

Forum 
–– URP 2018 1: «Biotopschutz und ökologischer 
Ausgleich im Siedlungsgebiet: dringend benötigt 
und rechtlich geboten» von Alexandra Gerber, 
lic. iur. Gerichtsschreiberin an der Ersten öffent-
lich-rechtlichen Abteilung des Bundesgerichts, 
Lausanne, Mitglied der Redaktionskommission 
der Vereinigung fur Umweltrecht. Für den Schutz 
und die Förderung der Biodiversität in der 
Schweiz kommt nicht nur dem ländlichen Raum, 
sondern auch den Siedlungsgebieten grosse Be-
deutung zu. Die rechtlichen Grundlagen für den 
Biotopschutz und die ökologische Aufwertung 
im Siedlungsgebiet sind vorhanden, es bestehen 
jedoch erhebliche Vollzugsdefizite. Der Aufsatz 
zeigt auf, welche – vorab raumplanerischen 
Massnahmen – geboten sind, um den gesetz
lichen Auftrag zu erfüllen und wie der Zielkon-
flikt zwischen der ökologischen Aufwertung des 
Siedlungsraums und der raumplanerisch gebote-
nen Verdichtung nach Innen entschärft werden 
kann.

–– URP 2018 474: «Generell-abstrakte Festlegung 
des Gewässerraums – die Quadratur des Krei-
ses?» von Erik Lustenberger, Dr. iur., Leiter 
Rechtsdienst, Bau-, Umwelt- und Wirtschafts
departement des Kt. LU. Die nachfolgenden Be-
merkungen zum Urteil des Kantonsgerichts Basel- 
Landschaft vom 22. März 2017 (URP 2018 446) 
und dem Urteil des Verwaltungsgerichts Kanton 
Aargau vom 1. März 2018 (URP 2018 426) erfol-
gen vor dem Hintergrund der Erfahrungen des 
Kommentators im Kanton Luzern, wo die Fest-
legung des Gewässerraums im Ortsplanungsver-
fahren durch die Gemeinden erfolgt. Der Kanton 
macht den Gemeinden Vorgaben in der kan-
tonalen Gewässerschutzverordnung und einer 
Arbeitshilfe. Den Gemeinden vorgeschrieben 
werden unter anderem die Breite der Gewässer-
räume und die Gewässerachsen. Die Einhaltung 
dieser Vorgaben werden im Rahmen des nut-
zungsplanerischen Vorprüfungs- und des Geneh-
migungsverfahrens überprüft. Die beiden Urteile 
dokumentieren sehr anschaulich, dass sich die 
Kantone teilweise schwer tun mit der Umsetzung 
der Vorschriften zum Gewässerraum. Obwohl die 
Festlegung von Gewässerräumen im Grundsatz 
kaum bestritten ist, erweist sie sich in der Um-
setzung bisher als zähflüssig; die Frist für die 
Festlegung läuft Ende 2018 ab, dennoch sind in 
den Gemeinden des Kantons Luzern bis heute 
die Gewässerräume innerhalb der Bauzonen nur 
vereinzelt und ausserhalb der Bauzonen fast gar 
nicht ausgeschieden worden.

–– URP 2018 499: «Protection des biotopes et 
compensation écologique en territoire urbani-
sé: un besoin urgent et un impératif légal» von 
Alexandra Gerber, lic. iur. Gerichtsschreibe-
rin an der Ersten öffentlich-rechtlichen Abtei-
lung des Bundesgerichts, Lausanne, Mitglied 
der Redaktionskommission der Vereinigung fur 
Umweltrecht. Übersetzt von Séverine van der 
Meulen / Alexandra Gerber, Originaltext deutsch, 
publiziert in: URP 2018 1. Pour protéger et 
promouvoir la biodiversité en Suisse, il s’agit 
d’accorder une grande importance non seule-
ment à l’espace rural, mais aussi aux agglomé-
rations. Les bases juridiques pour la protection 
des biotopes et la revalorisation écologique dans 
l’espace urbain existent déjà, mais leur mise en 
oeuvre fait défaut. La présente contribution pré-
sente les mesures qui s’imposent pour remplir le 
mandat légal, notamment en matière d’aménage-
ment du territoire, et montre comment désamor-
cer le con it entre la revalorisation écologique du 
territoire urbanisé et la densification vers l’inté
rieur requise par l’aménagement du territoire.
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Tagungshefte und -beiträge
–– URP 2 enthält drei Tagungsbeiträge der Herbst
tagung 2018 «Luftreinhaltung – Bilanz und He-
rausforderungen im Recht» vom 28. November 
2018 in Olten zu den folgenden Themen: «Inte-
ressenabwägung bei raumwirksamen Vorhaben» 
von Pierre Tschannen, Prof. Dr. iur., em. Ordi
narius für Staats- und Verwaltungsrecht; «Die 
Rolle der Verwaltungsgerichte bei umweltrecht-
lichen Interessenabwägungen» von Stephan 
Wullschleger, Dr. iur., Appellationsgericht des 
Kantons Basel-Stadt, Präsident und «Einführung 
in die ökonomische Bewertung von Umwelt-
gütern» von Roland Olschewski, Prof. Dr., 
Umwelt- und Ressourcenökonomie / Eidg. For-
schungsanstalt WSL.

–– URP 7 ist das Tagungsheft zur Jahrestagung 2018 
«Strassenlärm – Rechts- und Vollzugsfragen nach 
Ablauf der Sanierungsfrist» vom 14. Juni 2018 in 
Solothurn zu den folgenden Themen: «SiRENE: 
Kurz- und langfristige Auswirkungen der Ver-
kehrslärmbelastung» von Martin Röösli, Jean-
Marc Wunderli, Mark Brink, Christian Ca-
jochen, Danielle Vienneau, Maria Foraster, 
Ikenna C. Ezel, Harris Héritier, Emmanuel 
Schaffner, Laurie Thiesse, Franziska Rudzik, 
Reto Pieren, Manuel Habermacher, Micha 
Köpfli, Nicole Probst-Hensch; «Strassenlärm-
sanierung bei Kantons- und Gemeindestrassen 
nach Ablauf der lärmschutzrechtlichen Sanie-
rungsfrist – Abschluss der (Erst-)Sanierungen 
und Konstellationen möglicher «Nachsanierun-
gen» von Adrian Gossweiler, Dr. iur., Rechtsan-
walt, AD!VOCATE, Bern; »La lutte contre le bruit 
du trafic routier – une tâche permanente» von 
Anne-Christine Favre, Prof. Dr. iur., Université 
de Lausanne. 

Europa-Fenster
Die Rubrik «Europa-Fenster», verfasst von Sebas-
tian Heselhaus, Prof. Dr. iur., M.A, Universität Lu-
zern, erschien in URP 2018 155, 360, 514 und 734.

Literatur 
In URP werden die wichtigsten Neuerscheinungen 
im Umweltrecht von ausgewiesenen Expertinnen 
und Experten besprochen. Im Berichtsjahr wurden 
die folgenden Werke vorgestellt:
–– URP 2018 98: Katharina Braig, Umweltschutz 
durch die Europäische Menschenrechtskonven-
tion, Diss., Helbing Lichtenhahn Verlag, Basel 
2013, rezensiert von Cordelia Bähr, lic. iur., 
Rechtsanwältin, LL.M. Public Law (LSE). 

–– URP 2018 270: Beatrice Wagner Pfeifer, Um-
weltrecht – Allgemeine Grundlagen / Handbuch 
zu Immissionsschutz, UVP, Umwelt-Informa-
tionsansprüchen, marktwirtschaftlichen Instru-
menten u. a., Dike Verlag AG, Zürich / St. Gallen 
2017 / Umweltrecht – Besondere Regelungsberei-
che / Handbuch zu Chemikalien, GVO, Altlasten, 
Gewässerschutz, Energie u. a., Dike Verlag AG, 
Zürich / St. Gallen 2013, rezensiert von Ursula 
Brunner, Dr. iur., Dr. iur. h.c., Rechtsanwältin, 
Zürich.

–– URP 2018 484: Peter Hettich / Luc Jansen /  
Roland Norer (Hrsg.), Kommentar zum Ge-
wässerschutzgesetz und zum Wasserbaugesetz, 
Schulthess Verlag, Zürich 2016, rezensiert von 
Peter M. Keller, Prof. Dr. iur., Fürsprecher, Ver-
waltungsrichter, Verwaltungsgericht des Kantons 
Bern, Mitglied der Redaktionskommission der 
Vereinigung für Umweltrecht.

–– URP 2018 580: Thierry Largey, Le statut juri-
dique de l’air. Fondements pour une théorie de 
l’air en tant que chose commune, en droit suisse 
et international, éditions Stämpfli, Lausanne 
2017, rezensiert von Anne Petitpierre-Sauvain, 
em. Prof. Dr. iur., Universität Genf, Beirat der 
Vereinigung für Umweltrecht.

–– URP 2018 754: Astrid Epiney / Stefan Diezig /  
Benedikt Pirker / Stefan Reitemeyer, Aarhus- 
Konvention, Handkommentar, Nomos Verlag, 
Baden-Baden, ISBN 978-3-8487-4409-1 / Helbing 
Lichtenhahn Verlag, Basel, ISBN 978-3-7190-4029-
1 / MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuch-
handlung GmbH, Wien, ISBN 978-3-214-09190-3, 
2018, rezensiert von Daniela Thurnherr, Prof. 
Dr. iur., LL. M., Juristische Fakultät der Universi-
tät Basel.
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III. 	 Dokumentation

Website
Die Website www.vur-ade.ch informiert über den 
Verein, unsere Zeitschrift «URP», über Tagungen zu 
aktuellen Umweltfragen sowie über das Umwelt-
recht allgemein. Die Website weist zudem auf aktu-
elle Veranstaltungen der VUR und anderer Organi-
sationen sowie vereinzelt auf Stellenangebote hin. 

URP Online
Die Fachzeitschrift ist als E-Paper erhältlich. Die 
einzelnen Beiträge können auf der Website als 
PDF-Dateien heruntergeladen werden. Auf der Web-
site können via die Expertensuche alle URP-Hefte 
im PDF-Format ab dem Jahr 1986 abgerufen wer-
den. 

URP-Expertensuche (Datenbank)
Sämtliche Rubriken des Hefts URP seit 1986 sind 
online auf www.vur-ade.ch > URP-Expertensuche 
> URP-Expertensuche starten Link abrufbar. In 

unserer Online-Datenbank können Beiträge in URP 
nach diversen Kriterien gesucht werden. Zudem 
wird sie laufend aktualisiert und jederzeit bzw. über-
all kann auf die Daten zugegriffen werden, weshalb 
die Datenbank ein besonders attraktives Instrument 
zur Informationsbeschaffung ist. Mit Ausnahme der 
Rubrik «Hinweise» und «Europa-Fenster» ist derzeit 
der Zugang zu den Online-Dokumenten aber nur 
für Online-Abonnentinnen und -Abonnenten mög-
lich. Eine vollständige Überarbeitung der digital 
zugänglichen VUR-Dienstleistungen ist in Planung 
(siehe hinten unter «Projekte»).

Weitere Tätigkeiten – 
Öffentlichkeitsarbeit
Die VUR verfasste für die «Schweizer Gemeinde» 
(Schweizerischer Gemeindeverband) mehrere Bei-
träge zu aktuellen Fragen im Umweltrecht mit Rele-
vanz für die Gemeinden.

IV.	  Veranstaltungen

Die VUR organisiert mehrere Fachtagungen pro Jahr. 
Sie dienen den Akteuren als wichtige Weiterbildungs- 
und Netzwerkanlässe. Die Veranstaltungen erfreuen 
sich einer grossen Nachfrage.

Jahrestagung 2018 
Am 14. Juni 2018 fand in Solothurn eine mit über 
250 Teilnehmenden hervorragend besuchte Jahres-
tagung zum Thema «Strassenlärm – Rechts- und 
Vollzugsfragen nach Ablauf der Sanierungsfrist» 
statt. Die ganztägige Fachtagung fragte auch nach 
der künftigen Ausrichtung der Lärmbekämpfung. 
Die Veranstaltung hat zum Ziel, den Teilnehmen-
den einen umfassenden Blick auf die wichtigsten 
Rechts- und Vollzugsfragen im Zusammenhang mit 
dem Strassenlärm zu bieten sowie einen ergiebi-
gen Austausch zwischen den Akteuren zu fördern. 

André Schrade, Mitglied EKLB, ehemals stell-
vertretender Generalsekretär UVEK, eröffnete die 
Tagung. Zum Thema «Ab wann ist Verkehrslärm 
kritisch für die Gesundheit? Neueste Erkenntnisse 
aus den epidemiologischen Studien über die Dosis 
– Wirkungsbeziehungen» referierte Martin Röös-
li, Professor für Umweltepidemiologie, Leiter der 
Einheit Umwelt und Gesundheit, Schweizerisches 
Tropen- und Public Health-Institut. Zum Thema 
«Die Temporeduktion als Lärmschutzmassnahme 
an der Quelle – Aktuelle Rechtsprechung» sprach 
Michèle Guth, Dr. iur., Gerichtsschreiberin, Ap-
pellationsgericht Basel-Stadt. Daran anschliessend 
referierte Stefanie Rüttener, Dipl. Natw. ETH, 
Geophysik, Gesundheits- und Umweltdepartement, 
Umwelt- und Gesundheitsschutz Stadt Zürich 
(UGZ), Fachstelle Lärmschutz und NIS, zum The-
ma «Strassenlärm – Vollzugspraxis in der Stadt 
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Zürich». Es folgten die weiteren Vorträge: «Span-
nungsfeld Raumplanung und Strassenlärm» von 
Philipp Huber, Dipl. Umwelt-Ing. ETH, Fachspe-
zialist Lärm, Abteilung für Umwelt, Luft, Lärm und 
NIS, Kanton Aargau; «Lärmsanierungen nach Ab-
lauf der lärmschutzrechtlichen Sanierungsfrist am 
31. März 2018 – rechtliche Aspekte» von Adrian 
Gossweiler, Dr. iur., Rechtsanwalt, AD!VOCATE, 
Bern; «Lärmsanierungen nach Ablauf der lärm-
schutzrechtlichen Sanierungsfrist am 31. März 
2018 – Vollzugsoptik des Kantons Bern» von Anic 
Werder Picuasi, MSc in Geography, Bau-, Ver-
kehrs- und Energie-Direktion Kanton BE (BVE), 
Tiefbauamt, Fachstelle Lärmschutz, Projektleiterin 
Lärmschutz; «Nationaler Massnahmenplan zur Ver-
ringerung der Lärmbelastung – Bereich Strassen-
lärm» von Urs Walker, Fürsprecher, Bundesamt 
für Umwelt BAFU, Abteilungsleiter, Lärm und NIS, 
und «Lutte contre le bruit du trafic routier – une tâ-
che permanente» von Anne-Christine Favre, Prof. 
Dr. iur., Université Lausanne.

Beiträge zu ausgewählten Referaten sind in URP 
2018 593 publiziert. 

Herbsttagung 2018 
Am 28. November 2018 fand in Olten die Herbst
tagung zum Thema «Luftreinhaltung – Bilanz und 
Herausforderungen im Recht» statt. Die VUR nahm 
die jüngste LRV Revision zum Anlass, eine Bilanz 
der Luftreinhaltepolitik bzw. -rechts zu ziehen und 
einen Blick auf die kommenden Herausforderungen 
zu richten. Es wurden die folgenden Referate gehal-
ten: «Standortbestimmung Gesundheit: Herausfor-
derungen für die Luftreinhaltung aus Sicht der Wis-
senschaft» von Nino Künzli, Prof. Dr. med. et PhD, 
Vizedirektor Schweizerisches Tropen- und Public 
Health Institut Basel, Direktor der Swiss School of 
Public Health; «Die Schweizer Luftreinhaltepolitik 
Gestern – Heute – Morgen» von Martin Schiess, 
Dr. sc. nat. ETH, Abteilungschef Luftreinhaltung 
und Chemikalien, BAFU; «Rück- und Ausblick zum 
Vollzug der Luftreinhalte-Verordnung aus Sicht 
der Kantone» von Hans Gygax, Dr. sc. nat., (ehe-
mals) Sektionschef Luft, Lärm und nichtionisie-
rende Strahlung, Kanton Freiburg; «Der kantonale 
Massnahmenplan nach Art. 44a USG» von Andrea 
von Känel, dipl. Phys. ETH, Leiter Lufthygiene-
amt beider Basel (LHA); «Geruchsimmissionen aus 
Tierhaltungsanlagen – Erkenntnisse zu Geruch und 
dessen Ausbreitung für die Bestimmung von Ab-
ständen bei Tierhaltungsanlagen» von Beat Stei-
ner, Dipl. Ing. Agr. FH, AGRIDEA / Margret Keck, 
Dr. sc. agr., Projektleiterin; «Ammoniak-Immissio-
nen in der Landwirtschaft im Lichte der Luftrein-
halte-Verordnung: Der Vollzug im Kanton Thurgau» 

von Martin Zeltner, Dr. sc. ETH, Abteilungsleiter, 
Luftreinhaltung, Kanton Thurgau und «Dieselfahr-
verbote in deutschen Städten – Grundlagen und 
Erkenntnisse für das Schweizer Umweltrecht» von 
Sebastian Heselhaus, Prof., Dr. iur., M.A., Ordi-
narius für Europa- und Völkerrecht, Öffentliches 
Recht und Rechtsvergleichung, Universität Luzern. 

Beiträge zu ausgewählten Referaten sind in URP 
2019 103 publiziert. 

Ausblick 2019/2020 
Für das Jahr 2019 finden folgende ganztägige Ver-
anstaltungen statt: 
–– 19. Juni 2019 (Landhaus Solothurn): Alltags- und 
Freizeitlärm – Ein juristischer und gesellschaft-
licher Brennpunkt

–– Herbsttagungam 20. November 2019: Festlegun-
gung und Nutzung des Gewässerraums

–– Das Fachkolloquium zum ÖREB-Kataster ist für 
das Frühjahr 2020 geplant.
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V. 	 Projekte

Die VUR ist durch die dynamische technologische 
Entwicklung bei der Informationsbeschaffung  
und -vermittlung sehr gefordert. Die Digitalisierung  
ihrer Dienstleistungen ist deshalb das wichtigste 
Projekt für die Jahre 2019 und 2020. Auch das 
Tagungsumfeld ist anspruchsvoll, weshalb hier 
ebenfalls prospektiv gehandelt werden sollte.

Die Dienstleistungen der VUR werden in den nächs-
ten Jahren umfassend «digitalisiert». Dabei soll  
die Website inhaltlich und gestalterisch neu kon-
zipiert und die Datenbank in einem zeitgemässen, 
nutzerfreundlichen Format angeboten werden. Eine 
Arbeitsgruppe aus dem Vorstand und der Redak
tionskommission sowie IT-Fachleuten hat die Arbeit 
Ende der Berichtsperiode begonnen. Entsprechen-
de Rückstellungen (Fonds) wurden im Hinblick auf 
die Umsetzung bereits vorgenommen. 

Die VUR setzt sich derzeit intensiv mit der mittel-
fristigen Strategie auseinander, um die interessier-
ten Kreise auch künftig bedürfnisgerecht erreichen 
zu können. Neben der angesprochenen Digitalisie-
rung wird auch der Ausbau der französischsprachi-
gen Dienstleistungen, die Vernehmlassungsfähig-
keit und die Tagungsformate im Detail untersucht. 
Im Zentrum steht auch die Auswahl umweltrecht-
licher Schwerpunktthemen.

VI. 	 Vernetzung

Die VUR sieht sich auch als Bindeglied zur Praxis  
und Weiterbildung. Aus diesem Grund unterstützt  
sie auch verschiedene Weiterbildungsprogramme  
im Umweltrecht

–– Die Umweltrechtkurse der «Haute Ecole d’Ingé-
nierie et de Gestion du Canton de Vaud (HEIG-
VD)» sind für Nicht-Juristinnen und -Juristen 
konzipiert und richten sich hauptsächlich an 
Praktikerinnen und Praktiker (mit naturwissen-
schaftlichem Hintergrund) aus der Verwaltung 
sowie an Unternehmen. Namhafte VUR-Mitglie-
der sind oftmals als Referentinnen und Referen-
ten eingeladen und bringen den Teilnehmenden 
das Umweltrecht näher. Die Kurse werden von 
der VUR empfohlen und beworben und ihre Mit-
glieder erhalten jeweils zehn Prozent Rabatt auf 

die Teilnahmegebühr. Für Informationen wenden 
Sie sich bitte direkt an: 
http://www.management-durable.ch

–– Der von der Fachhochschule Nordwestschweiz 
FHNW angebotene Weiterbildungsstudiengang 
«Master of Advanced Studies in Umwelttechnik 
und -management» vermittelt den Teilnehmen-
den umfassende Kompetenzen eines modernen 
und präventiven Umweltschutzes. Das Umwelt-
recht wird im CAS Modul «Umweltrecht und 
Vollzug» angeboten.
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VII. 	Finanzen

Die VUR konnte dank der Unterstützung durch den 
Bund und die Kantone sowie einem haushälte- 
rischen Umgang mit den finanziellen Mitteln ihren 
Informationsauftrag im Umweltrecht erfüllen.

Finanzlage 2018 
Die VUR hat das Geschäftsjahr 2018 mit einem klei-
nen Gewinn von Fr. 8’968 abgeschlossen (siehe 
Jahresrechnung). Das erfreuliche Resultat ist insbe-
sondere auf die Konsolidierung der Ausgaben (Per-
sonal- und Druckkosten) und auf die gut besuchte 
Jahrestagung und Herbsttagung zurückzuführen. 
Die Finanzlage und der erhöhte Zuspruch ermög-
lichte es, die Tagungsgebühren im Vergleich zu an-
deren Anbietern sehr tief zu halten. Der finanzielle 
Spielraum erlaubt es der VUR auch, mehrere Auf-
sätze integral auf französisch übersetzen zu lassen. 
Die zur Verfügung stehenden Mittel werden zudem 
im Hinblick auf die Digitalisierung investiert.

Finanzierung
a) Übersicht
Die VUR wird mehrheitlich vom BAFU (½) und von 
den Kantonen finanziert (¼). Einen Viertel steuert 
die VUR über den Verkauf der Fachzeitschrift «URP» 
und mittels Tagungsgebühren bei. Erstmals durf-
te die VUR im Berichtsjahr auf die Unterstützung 
aller Kantone zählen. Diese wichtigen finanziellen 
Beiträge des Bundes und der Kantone ermöglichen 
massgebend, dass die VUR als private, nichtkom-
merzielle Fachorganisation schweizweit mehrspra-
chige Dienstleistungen für eine gute Kenntnis und 
Umsetzung des Umweltrechts anbieten kann. 

b) Bund
Die VUR konnte mit der Schweizerischen Eid-
genossenschaft, vertreten durch das BAFU, eine 
neue Leistungsvereinbarung zur Informationstätig-
keit über das Umweltrecht für die Dauer 2018 bis 
2021 abschliessen. Die finanzielle Abgeltung wurde 
leicht reduziert. Ein besonderer Schwerpunkt liegt 
in der Digitalisierung der VUR-Dienstleistungen, 
um die Vermittlung der Informationen zeitgemäss 
anbieten zu können.

c) Kantone 
Um die Zusammenarbeit mit den Kantonen zu stär-
ken und die Finanzierungsgrundlage nachvollzieh-
bar und transparent zu gestalten, konnten sich die 
Konferenz der Vorsteher der Umweltschutzämter der  
Schweiz (KVU) und die VUR auf eine Vereinbarung 
mit analoger Laufdauer wie beim Bund einigen und 
eine Leistungsvereinbarung mit der Laufdauer bis 
Ende 2021 abschliessen. 
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Jahresrechnung 2018

Bilanz

per 31. Dezember 2018 in CHF
2018 2017

AKTIVEN
Umlaufvermögen
Flüssige Mittel 614 432 563 800 
Aktive Rechnungsabgrenzung  8 543  9 748 
  622 975  573 548 
Anlagevermögen
Mobile Sachanlagen
  Mobilien 4 500 6 000 
  EDV-Hardware  2 340 3 900 
Mietkaution 12 011  12 010
 18 851  21 910 
  641 826  595 441

 
PASSIVEN
Kurzfristiges Fremdkapital
Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 20 274  28 115 
Passive Rechnungsabgrenzungen 35 082  19 841 
  55 356  47 956 
Fondskapital zweckgebunden
Rechtsprojekt 3.1  30 000  30 000 
  30 000  30 000 
Organisationskapital
Grundkapital  75 000  75 000 
Gebundenes Kapital 3.2  265 500  235 500 
Freiwillige Gewinnreserve
  Bilanzgewinn
    Gewinnvortrag  207 002  205 384 
    Jahresgewinn  8 968  1 618 
  556 470  517 502 

  641 826  595 458
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Erfolgsrechnung

für das am 31. Dezember 2018 abgeschlossene Geschäftsjahr in CHF
2018 2017

Betriebsertrag
Mitgliederbeiträge / Abos / Einzelhefte  99 309  99 245 
Erträge Bundesamt für Umwelt (BAFU)  230 000  243 000 
Erträge Kantone  130 500  117 290 
Erträge Tagungen  97 390  74 390 
Übriger Ertrag  13 608  10 027 
Fondsauflösung  –  – 
  570 807  543 952 
Aufwand Projekte
URP  –135 194  –167 664 
Tagungen  –72 605  –66 281 
Fondszuweisungen  – 30 000  – 
Verwendung Fondsauflösung  –  – 
  –237 799  –233 945 

Bruttogewinn  333 008  310 007 
Personalaufwand
Löhne und Gehälter  –174 908  –171 902 
Sozialversicherungsaufwand  –52 553  –56 595 
Übriger Personalaufwand  –2 121  –2 283 
  –229 582  –230 780 
Sonstiger Betriebsaufwand
Raumkosten  –30 221  –25 098 
Revisions– und Beratungsaufwand  –5 996  –5 551 
Präsidium und Vorstandsarbeit  –23 511  –19 476 
EDV-Aufwand  –12 855  –10 405 
Übriger Betriebsaufwand  –17 855  –12 192 
Abschreibungen  –3 060  –4 700 
  –93 316  –77 423 

Betriebsergebnis  10 110  1 805

Finanzerfolg
Finanzertrag  1  1 
Finanzaufwand  –1 143  –188 
  –1 142  –186 

Jahresgewinn 8 968  1 618 
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Anhang

für das am 31. Dezember 2018 abgeschlossene Geschäftsjahr in CHF

1.	 Angaben über die in der Jahresrechnung angewandten Grundsätze
	 Die vorliegende Jahresrechnung der Vereinigung für Umweltrecht (VUR) mit Sitz in Zürich, wurde 

gemäss den Vorschriften des Schweizerischen Gesetzes, insbesondere der Artikel über die kaufmänni-
sche Buchführung und Rechnungslegung des Obligationenrechts (Art. 957 bis 962) erstellt.

	 Sachanlagen und immaterielle Anlagen
	 «Die Bewertung der Sachanlagen und immateriellen Anlagen erfolgt zu Anschaffungs- oder Herstell-

kosten abzüglich aufgelaufener Abschreibungen und abzüglich Wertberichtigungen. Sämtliche Posi-
tionen werden linear über die Nutzungsdauer abgeschrieben, Mobiliar 4 Jahre, EDV-Hardware und 
Software 2–3 Jahre. Bei Anzeichen einer Überbewertung werden die Buchwerte überprüft und gege-
benenfalls wertberichtigt.»

2.	 Allgemeine Angaben
2.1	 Zweck
	 Die Vereinigung bezweckt die Förderung des Umweltschutzrechts und seiner Anwendung sowie die 

Pflege des Erfahrungsaustausches unter ihren Mitgliedern.

3.	 Angaben zu Bilanz- und Erfolgsrechnungspositionen
3.1	 Fondskapital zweckgebunden – Rechtsprojekt
	 Fonds Rechtsprojekt: Diese Mittel sollen aussergewöhnliche Projekte der VUR im Bereich «Tagungen», 

«Weiterbildung» und «Publikationen» ermöglichen.
3.2	 Gebundenes Kapital
	 Das gebundene Kapital besteht aus folgenden Projekten mit Verwendungszwecken, welche von der 

Organisation selbst auferlegt wurden:
2018 2017

Fonds Vermittlung Umweltrecht1  73 000  63 000 
Fonds EDV2  102 500  92 500 
Fonds Kommentare3  – –
Fonds RSB allgemein4  90 000  80 000 
Total gebundenes Kapital  265 500  235 500 

	 1 Fonds Vermittlung Umweltrecht: Öffentlichkeitsarbeit, Veranstaltungen, Weiterbildung, URP	
	 2 Fonds EDV: URP – Datenbank, VUR-Webseite						    
	 3 Fonds Kommentare: Finanzielle Unterstützung rechtswissenschaftlicher Kommentare
	 4 Fonds RSB Allgemein: Periodische Rechtsprechungsberichte (RSB) zum Umwelt-, Natur- und Gewässerschutzgesetz

3.3	 Restbetrag der Leasingverbindlichkeiten
Restbetrag aus kaufvertrags- und mietähnlichen Leasinggeschäften:

2018 2017
1–5 Jahre 84 922  105 435 

4.	 Weitere Angaben
4.1	 Vollzeitstellen
	 Die Anzahl der Vollzeitstellen im Jahresdurchschnitt lag im Berichtsjahr sowie im Vorjahr nicht  

über 10.
4.2	 Wesentliche Ereignisse nach dem Bilanzstichtag
	 Es bestehen keine wesentlichen Ereignisse nach dem Bilanzstichtag, die Einfluss auf die Buchwerte 

der ausgewiesenen Aktiven haben oder an dieser Stelle offengelegt werden müssen.
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Bericht des Wirtschaftsprüfers zur prüferischen Durchsicht 
 

An die Mitgliederversammlung der 
Vereinigung für Umweltrecht (VUR), Winterthur 
 
 
Auftragsgemäss haben wir eine Review der Jahresrechnung (Bilanz, Erfolgsrechnung und Anhang) der 
Vereinigung für Umweltrecht (VUR), für das am 31. Dezember 2018 abgeschlossene Geschäftsjahr 
vorgenommen. 
 
Für die Jahresrechnung ist der Vorstand verantwortlich, während unsere Aufgabe darin besteht, aufgrund 
unserer Review einen Bericht über die Jahresrechnung abzugeben. 
 
Unsere Review erfolgte nach dem Schweizer Prüfungsstandard 910 «Review (prüferische Durchsicht) von 
Abschlüssen». Danach ist eine Review so zu planen und durchzuführen, dass wesentliche Fehlaussagen in 
der Jahresrechnung erkannt werden, wenn auch nicht mit derselben Sicherheit wie bei einer Prüfung. Eine 
Review besteht hauptsächlich aus der Befragung von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern sowie analytischen 
Prüfungshandlungen in Bezug auf die dem Abschluss zugrundeliegenden Daten. Wir haben eine Review, 
nicht aber eine Prüfung, durchgeführt und geben aus diesem Grund kein Prüfungsurteil ab. 
 
Bei unserer Review sind wir nicht auf Sachverhalte gestossen, aus denen wir schliessen müssten, dass die 
Jahresrechnung nicht Gesetz und Statuten entspricht. 
 
 
Zürich, 4. April 2019 
Grant Thornton AG 
 

 

Erich Bucher 
Dipl. Wirtschaftsprüfer 

Henning Goeck 
 

 

 
Beilagen: 
- Jahresrechnung (Bilanz, Erfolgsrechnung und Anhang) 
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